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Verwaltungsvereinbarung über die Mitnutzung der Abschiebungshaft-

einrichtung des Landes Schleswig-Holstein in Glückstadt 

 

Zwischen 

 

dem Land Schleswig-Holstein, vertreten durch das Ministerium für Inneres, 

ländliche Räume und Integration 

und 

der Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Behörde für Inneres 

und Sport 

und 

dem Land Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch das Ministerium für 

Inneres und Europa 

 

wird Folgendes vereinbart: 

 

§ 1 Mitnutzung der Einrichtung 

(1) Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration stellt der Behörde 

für Inneres und Sport und dem Ministerium für Inneres und Europa jeweils zwanzig 

Unterbringungsplätze zum Vollzug der Abschiebungshaft von Männern und Frauen in 

der Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt (im Weiteren: Einrichtung) zur 

Verfügung. Dabei werden die in der Einrichtung vorhandenen Unterbringungsplätze 

für Männer und Frauen anteilig zwischen den Vertragsparteien aufgeteilt. Von der 

Unterbringung in der Einrichtung sind ausgeschlossen:  

 

1. Gefährderinnen und Gefährder sowie  

 

2. insbesondere Personen, die eine Straftat nach dem Katalog des § 100a der 

Strafprozessordnung (StPO) mit Verwirklichung von erheblicher Gewalt gegen 

Leib oder Leben Dritter begangen haben und bei denen konkret zu erwarten 

ist, dass sie Leib oder Leben Dritter in der Einrichtung gefährden werden. 

 



 

 

(2) Der Vollzug der Abschiebungshaft in der Einrichtung richtet sich nach § 62a  des 

Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), dem Gesetz über den Vollzug der 

Abschiebungshaft in Schleswig-Holstein (AHaftVollzG SH) und den in der Einrichtung 

geltenden untergesetzlichen Bestimmungen des Landes Schleswig-Holstein. 

(3) Das Landesamt für Ausländerangelegenheiten Schleswig-Holstein, das 

Einwohner-Zentralamt Hamburg und das Landesamt für innere Verwaltung 

Mecklenburg-Vorpommern treffen in einer Verwaltungsabsprache ergänzende 

Regelungen zur Umsetzung dieser Verwaltungsvereinbarung, insbesondere zu 

Details der Kostenerstattung in Amtshilfefällen und zum Verfahren in 

Krankheitsfällen.  

 

§ 2 Aufnahme, Zu- und Rückführung 

(1) Die Aufnahme in die Einrichtung erfolgt im Rahmen der vereinbarten 

Unterbringungskapazitäten nach § 1 Absatz 1 in Absprache zwischen der Einrichtung  

und dem Einwohner-Zentralamt bzw. zwischen der Einrichtung und dem Landesamt 

für innere Verwaltung. Die aufenthaltsrechtliche Zuständigkeit und damit die 

Verantwortung für die Aufenthaltsbeendigung der nach Schleswig-Holstein 

überstellten Personen verbleiben bei der veranlassenden Ausländerbehörde. 

(2) Die Einrichtung kann die Rücknahme einer nach Absatz 1 aufgenommenen 

Person nach Hamburg bzw. Mecklenburg-Vorpommern verlangen, soweit dies im 

Einzelfall ausnahmsweise geboten ist, zum Beispiel, wenn Untergebrachte auf Grund 

ihrer speziellen gesundheitlichen Situation trotz des in der Einrichtung vorhandenen 

Ärztlichen Dienstes nicht länger dort untergebracht und versorgt werden können. In 

streitigen Fällen entscheidet das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und 

Integration im Benehmen mit der Behörde für Inneres und Sport oder dem 

Ministerium für Inneres und Europa. 

(3) Zu- und Rückführungen und sonstige Transporte zwischen den Ländern sind 

grundsätzlich durch das Einwohner-Zentralamt bzw. das Landesamt für innere 

Verwaltung sicherzustellen. 

 



 

 

 

§ 3 Kosten 

(1) Das Einwohner-Zentralamt bzw. das Landesamt für innere Verwaltung erstattet 

der Einrichtung die Kosten für die Unterbringung, Versorgung und Betreuung der 

aufzunehmenden Personen anteilig. Die Kosten für die Unterbringung umfassen 

auch Miet-, Herrichtungs- sowie Unterhaltungs- und Bewirtschaftungskosten. Eine 

Aufstellung der Kostenarten und -positionen erfolgt in Abstimmung zwischen dem 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration, der Behörde für Inneres 

und Sport und dem Ministerium für Inneres und Europa in einer gesonderten Anlage 

zu dieser Vereinbarung; diese ist Bestandteil der Verwaltungsvereinbarung. 

(2) Fixkosten fallen unabhängig von einer Belegung der Unterbringungsplätze an und 

sind zu jeweils einem Drittel von den Vertragsparteien zu tragen. Variable Kosten 

sind abhängig von der jeweiligen Belegung der Unterbringungsplätze. Bei der 

Berechnung der variablen Kosten wird für den Tag der Zuführung und den Tag der 

Rückführung bzw. Entlassung aus der Einrichtung jeweils ein halber Tag in Ansatz 

gebracht. 

(3) Die jährliche Belastung pro Vertragspartei wird für die Dauer von fünf Jahren nach 

Beginn der Zahlungsverpflichtung nach § 5 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 4 

den Betrag von sechs Mio. Euro nicht überschreiten. 

(4) Bei Bedarf erhalten die Behörde für Inneres und Sport und das Ministerium für 

Inneres und Europa Einblick in die kalkulationsrelevanten Dokumente. Das 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration informiert die Behörde für 

Inneres und Sport und das Ministerium für Inneres und Europa unverzüglich über 

absehbare Kostensteigerungen, die nach Ablauf der in Absatz 3 genannten Frist 

dazu führen können, dass die jährliche Belastung pro Vertragspartei den Betrag von 

sechs Mio. Euro überschreitet. In diesem Fall können auf Antrag einer Vertragspartei 

Nachverhandlungen geführt werden. § 5 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Für den Fall der Beendigung dieser Vereinbarung verpflichten sich die 

Vertragsparteien, die Kosten für den Rückbau jeweils zu gleichen Teilen zu tragen. 

Sofern diese Vereinbarung von zwei Vertragsparteien weitergeführt wird, erstattet die 

ausscheidende Vertragspartei die geschätzten anteiligen Rückbaukosten. 



 

 

 

§ 4 Kostenerstattungsverfahren 

(1) Die Fixkosten für die nach § 1 Absatz 1 zur Verfügung gestellten Unterbringungs-

plätze werden der Einrichtung vom Einwohner-Zentralamt bzw. vom Landesamt für 

innere Verwaltung anteilig monatlich erstattet. Die Einrichtung unterrichtet das 

Einwohner-Zentralamt bzw. das Landesamt für innere Verwaltung unverzüglich über 

etwaige Änderungen der Höhe der Fixkosten. 

(2) Die variablen Kosten für die nach § 1 Absatz 1 zur Verfügung gestellten 

Unterbringungsplätze rechnet die Einrichtung quartalsweise mit dem Einwohner-

Zentralamt bzw. dem Landesamt für innere Verwaltung ab. Die Einrichtung 

übersendet hierzu eine Übersicht über die im vorangegangenen Quartal erfolgte 

Belegung der Unterbringungsplätze gemäß § 1 Absatz 1 und die jeweilige 

Unterbringungsdauer. Kosten für eine medizinische Versorgung von Unter-

gebrachten außerhalb der Einrichtung werden mit dem Einwohner-Zentralamt bzw. 

dem Landesamt für innere Verwaltung unter Angabe der Leistungsempfängerin oder 

des Leistungsempfängers gesondert abgerechnet. 

(3) Soweit nach § 1 Absatz 1 zur Verfügung zu stellende Plätze tatsächlich nicht 

genutzt werden können auf Grund eines vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Tuns 

oder Unterlassens der Einrichtung, werden für diese keine anteiligen Fixkosten vom 

Einwohner-Zentralamt bzw. vom Landesamt für innere Verwaltung erstattet. Die 

Einrichtung unterrichtet das Einwohner-Zentralamt bzw. das Landesamt für innere 

Verwaltung unverzüglich über die Nichtnutzbarkeit von Unterbringungsplätzen im 

Sinne von § 1 Absatz 1 und die jeweiligen Gründe dafür. 

(4) Soweit im Einzelfall Nachforderungsansprüche der Einrichtung oder 

Rückzahlungsansprüche des Einwohner-Zentralamtes bzw. des Landesamtes für 

innere Verwaltung festgestellt werden, sollen diese innerhalb eines Monats nach 

Rechnungstellung ausgeglichen werden. Rückzahlungsansprüche können nach 

Wahl des Einwohner-Zentralamtes bzw. des Landesamtes für innere Verwaltung auf 

zukünftige Forderungen aus dieser Verwaltungsvereinbarung angerechnet werden. 

 

§ 5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Laufzeit, Kündigung 



 

 

                                                 
 
(1) Diese Vereinbarung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Hinterlegung 

der von allen drei Vertragsparteien unterzeichneten Vertragsurkunde beim 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration in Kraft. § 4 (Kosten-

erstattungsverfahren) tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Diese Vereinbarung tritt am 

30. April 2036 außer Kraft, wenn sich die Laufzeit nicht verlängert. Die Laufzeit 

verlängert sich jeweils um fünf Jahre, soweit diese Vereinbarung nicht spätestens 

vierundzwanzig Monate vor Ende der jeweils geltenden Laufzeit gekündigt wird. Das 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration gibt den Tag der 

Hinterlegung nach Satz 1 im Amtsblatt für Schleswig-Holstein bekannt. Die Behörde 

für Inneres und Sport und das Ministerium für Inneres und Europa erhalten 

Ablichtungen der hinterlegten Vertragsurkunde nach Satz 1. 

 

(2) Die Vereinbarung kann von einer Vertragspartei ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn eine andere Vertragspartei wiederholt 

erheblich gegen vereinbarte Verpflichtungen verstößt. Die Kündigung führt nicht zu 

der Befreiung von der Pflicht, die anteiligen Fixkosten, die bis zum Ende der 

vorgesehenen Laufzeit der Verwaltungsvereinbarung entstanden wären, jedoch 

abzüglich der Grundmiete, sowie die anteiligen Rückbaukosten zu erstatten.  

(3) Jede Kündigungserklärung bedarf der Schriftform. 

(4) Nach dem Ausscheiden einer Vertragspartei aus dem Nutzungsverbund gilt diese 

Vereinbarung zwischen den verbliebenen Vertragsparteien sinngemäß weiter. Im 

Falle des Ausscheidens einer Vertragspartei aus dem Nutzungsverbund nach Absatz 

1 werden die Fixkosten anteilig von den verbliebenen Vertragsparteien getragen. 

Diese wirken gemeinsam auf eine Reduzierung der Fixkosten hin. 

(5) Ist die Nutzung der Einrichtung in Folge unvorhersehbarer Ereignisse, für welche 

die Vertragsparteien kein Verschulden trifft, zumindest teilweise unmöglich, sind die 

Vertragsparteien von den sich aus dieser Vereinbarung ergebenden Rechten und 

Pflichten insoweit befreit. Die Erstattung der Fixkosten bleibt hiervon unberührt. 

 

 



 

 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Inneres und Sport 

Staatsrat Bernd Krösser 

Hamburg, den       --------------------------------- 

 

 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

Ministerium für Inneres und Europa 

Staatssekretär Thomas Lenz 

Schwerin, den                --------------------------------- 

Für das Land Schleswig-Holstein 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration 

Staatssekretär Torsten Geerdts 

Kiel, den         -------------------------------- 




